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Postulat Vonlanthen Beat.
Einführung eines Bürgerdienstes.
Ein Mittel, um das Milizsystem
zu stärken und neuen
gesellschaftlichen Herausforderungen
zu begegnen?

Postulat Vonlanthen Beat.
Mise en place d'un service citoyen.
Un moyen de revitaliser le système
de milice et de relever
de nouveaux défis sociétaux?

CHRONOLOGIE

STÄNDERAT/CONSEIL DES ETATS 09.09.19

Le président (Fournier Jean-René, président): Le Conseil fédéral propose d'adopter le postulat.

Vonlanthen Beat (C, FR): Die Frage genügender Personalressourcen in der Armee und auch in der Zivilgesell-
schaft in unserem seit Jahren und Jahrzehnten gut funktionierenden Milizsystem wird mit grösserer Virulenz
und zunehmender Sorge diskutiert. Nicht von ungefähr werden wir am kommenden Mittwoch im Rahmen ei-
ner Änderung des Bundesgesetzes über den zivilen Ersatzdienst konkrete Massnahmen beschliessen, um zu
verhindern, dass die immer grössere Attraktivität des Zivildienstes zu einer Gefährdung der Armeebestände
führt.
Kürzlich haben auch die Kantone einen "cri d'alarme" ausgestossen. Wir haben es heute Nachmittag gehört:
Beim Zivilschutz, unserer zivilen Organisation zur Bewältigung von Katastrophen und Notlagen, schwinde
aktuell der Personalbestand wie der Schnee in der Frühlingssonne. Es seien daher unverzüglich Massnahmen
zu treffen, um eine angemessene Grösse dieses Dienstes auch in Zukunft sicherzustellen. Die Rekrutierung
von Frauen und Ausländern wird in diesem Kontext ins Auge gefasst.
Was soll nun aber die im Postulat vorgebrachte Idee eines allgemeinen Bürgerdienstes im Rahmen der lau-
fenden Arbeiten bringen? Der Vorstoss verfolgt das Ziel, die Chancen, aber auch die Risiken einer Ausweitung
der Dienstpflicht im Sinne eines allgemeinen Bürgerdienstes vertieft zu prüfen. Im Schlussbericht der Studien-
gruppe Dienstpflichtsystem vom 15. März 2016, unter der Leitung von alt Nationalrat Arthur Loepfe, wurde das
Modell zwar kurz angetippt, aber relativ
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rasch zur Seite gelegt, mit der sehr rudimentären Bemerkung: "Sicherheitspolitisch besteht dafür keine Not-
wendigkeit, und wirtschaftlich ist das Modell letztlich ineffizient." Der Bundesrat ist bereit, die im Postulat the-
matisierten Fragen im Rahmen der aktuellen Arbeiten zur Alimentierungssituation von Armee und Zivilschutz
zu prüfen. Ich danke Ihnen, insbesondere Bundesrätin Viola Amherd, für die positive Aufnahme meines Vor-
stosses und für den Antrag auf Annahme.
Aus folgenden drei Gründen scheint es mir wichtig zu sein, das Modell eines allgemeinen Bürgerdienstes in
die Überlegungen zur Weiterentwicklung der Dienstpflicht mit einzubeziehen:
1. Das Schweizer Milizsystem steht vor grundlegenden Herausforderungen. Das Milizsystem liegt mir als ei-
nem – so könnte man sagen – eher wertkonservativen Politiker sehr am Herzen. Es gehört ebenso zu den
Grundpfeilern der Schweiz wie der Föderalismus und die direkte Demokratie. Allerdings steht das Milizsystem
aus verschiedenen Gründen seit Jahren unter Druck. Es geht dabei nicht nur um die einleitend dargelegten
Schwierigkeiten von Armee und Zivilschutz, ihre Bestände zu halten, nein: Es geht auch um die Gesellschaft

05.11.2019 1/3

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=46930
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/amtliches-bulletin/amtliches-bulletin-die-verhandlungen?SubjectId=46930


AMTLICHES BULLETIN – BULLETIN OFFICIEL
Ständerat • Herbstsession 2019 • Erste Sitzung • 09.09.19 • 16h15 • 19.3735

Conseil des Etats • Session d’automne 2019 • Première séance • 09.09.19 • 16h15 • 19.3735

insgesamt, die in den verschiedensten Bereichen von einem funktionierenden Milizsystem abhängig ist. Ge-
mäss einer 2017 durchgeführten Umfrage der Universität Bern bekunden derzeit mehr als die Hälfte aller
Schweizer Gemeinden Schwierigkeiten, ihre Ämter zu besetzen. In den letzten zwei Jahren sind allein in den
Kantonen Freiburg und Waadt mehr als 300 Gemeinderätinnen und Gemeinderäte zurückgetreten. Als Grund
wird oft die Schwierigkeit genannt, das Amt mit den beruflichen und familiären Verpflichtungen zu vereinbaren.
Angesichts dieser besorgniserregenden Situation hat der Schweizer Gemeindeverband das Jahr 2019 nicht
ohne Grund zum Jahr der Milizarbeit erklärt.
Aber auch in anderen Bereichen, in denen das gemeinschaftliche Engagement von zentraler Bedeutung ist,
bestehen grosse personelle Herausforderungen. Dazu gehören insbesondere die Landwirtschaft, Betreuungs-
und Pflegedienstleistungen sowie kulturelle und sportliche Tätigkeiten. Vor diesem Hintergrund scheint es
mir wichtig, im Sinne des Postulates nach Wegen zu suchen, die es erlauben, das Milizsystem langfristig zu
stärken. Ein allgemeiner Bürgerdienst stellt diesbezüglich eine grundsätzlich interessante Idee dar, die eine
vertiefte und – ich betone es – ergebnisoffene Prüfung verdient.
2. Das Modell eines allgemeinen Bürgerdienstes wird politisch rege diskutiert. Die Fragen, die ich in meinem
Postulat aufwerfe, wurden in den letzten Jahren in verschiedenen Kreisen rege diskutiert. In einer 2015 ver-
öffentlichten Studie bezeichnete Avenir Suisse die Einführung eines allgemeinen Bürgerdienstes als eine ent-
scheidende Massnahme, um den "schleichenden Rückgang der schweizerischen Milizkultur einzudämmen".
Angesichts des immer knapperen Zeitbudgets für ein ausserberufliches Engagement plädiert der Thinktank für
eine Ausweitung des Umfangs staatlich anerkannter Tätigkeiten für die Allgemeinheit. Darin sieht er auch einen
wichtigen Beitrag, um auf neue Bedürfnisse und Herausforderungen reagieren zu können, beispielsweise den
demografischen Wandel, die Klimaerwärmung oder die Zunahme von Naturkatastrophen. Ein ausgeweiteter
Milizdienst würde es gemäss Avenir Suisse erlauben, die Stabilität der Institutionen auf lange Sicht zu gewähr-
leisten.
In den letzten Jahren waren die Herausforderungen des Milizsystems wiederholt Gegenstand von Debatten im
Parlament. Gemäss Medienberichten ist zudem eine Volksinitiative in Vorbereitung, die das Ziel verfolgt, einen
allgemeinen Bürgerdienst einzuführen. Im Rahmen eines Pilotprojekts in der Genfer Gemeinde Meyrin wur-
den 2016 erste Erfahrungen damit gesammelt. Schliesslich gibt es auch im Ausland Versuche, mit ähnlichen
Modellen den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken und auf neue Herausforderungen zu reagieren. In
Frankreich startete in diesem Jahr eine Versuchsphase des "service national universel". Dieser soll ab 2021
für Jugendliche obligatorisch sein und namentlich einen sozialen Einsatz in einer anderen Landesregion um-
fassen.
Angesichts dieser verschiedenen Entwicklungen und der laufenden Diskussionen ist es sinnvoll, das Modell
eines allgemeinen Bürgerdienstes unvoreingenommen auf seine Vor- und Nachteile zu prüfen.
3. Ein allgemeiner Bürgerdienst wirft zahlreiche Fragen auf. In Bezug auf das Modell eines allgemeinen Bür-
gerdienstes bestehen derzeit noch zahlreiche offene Fragen. Es scheint mir daher wichtig zu sein, dass der
Bundesrat vor der politischen Diskussion über die mögliche Volksinitiative einigermassen weiss, welche Impli-
kationen ein solches Modell hätte. Ich denke da namentlich an Fragen wie: Sollten Frauen und auch Ausländer
einen solchen obligatorischen Bürgerdienst absolvieren müssen? Wie lange würde die Dienstpflicht dauern?
Welche Einsatzbereiche kämen infrage? Inwiefern würde ein allgemeiner Bürgerdienst dazu beitragen, den
im Rahmen des Militärdienstes geschaffenen Austausch zwischen den Landesregionen zu gewährleisten?
Wesentlich sind zudem die Auswirkungen des Modells auf den Arbeitsmarkt, die Wirtschaft und die Rekrutie-
rungsmöglichkeiten der Armee. Eine Hauptzielsetzung müsste es nämlich sein, die Bestandessicherung der
Armee sowie des Zivilschutzes zu gewährleisten. Es scheint mir zweckmässig, diese Fragen, wie vom Postulat
gefordert, im Rahmen der laufenden Arbeiten zur Zukunft der Dienstpflicht zu berücksichtigen, wie das vom
Bundesrat in Aussicht gestellt worden ist.
Zusammenfassend: Das Milizsystem als einer der zentralen Grundpfeiler des schweizerischen Staatswesens
steht vor vielfältigen Herausforderungen. Neue Ansätze sind notwendig, um die langfristige Stabilität unserer
Institutionen, der Armee, des Bevölkerungsschutzes und zahlreicher weiterer Dienstleistungen von gesell-
schaftlichem Interesse sicherzustellen. In den kommenden Jahren wird der allgemeine Bürgerdienst in der
politischen Diskussion weiterhin eine Rolle spielen, namentlich im Kontext einer möglichen Volksabstimmung.
Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, die Grundlagen zu schaffen, um eine umfassende Beurteilung des
Modells zu ermöglichen.
In diesem Sinne bitte ich Sie, dem Antrag des Bundesrates zu folgen und das Postulat anzunehmen.

Le président (Fournier Jean-René, président): Merci, cher collègue Vonlanthen, d'avoir exprimé avec autant
de détails votre joie de voir le Conseil fédéral proposer l'adoption de votre postulat! (Hilarité)
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Savary Géraldine (S, VD): Je serai très, très brève, et commencerai par remercier notre collègue Beat Vonlan-
then d'avoir déposé ce postulat. Aussi, j'aimerais remercier le Conseil fédéral qui s'autorise à réfléchir à cette
question.
Je considère que ce postulat arrive vraiment à point nommé, puisque durant cette session plusieurs objets qui
abordent de façon directe ou indirecte la thématique présentée dans le postulat seront traités. C'est le cas de
la révision de la loi sur la protection de la population et sur la protection civile, dont on vient de parler. Dans le
débat, on a rappelé l'inquiétude des cantons, qui font face à un nombre insuffisant de personnes engagées au
sein de la protection civile; les effectifs sont inférieurs à ceux attendus par les cantons.
Il y a évidemment la révision de la loi fédérale sur le service civil, qui sera abordée mercredi. J'ai constaté
que 70 pour cent environ des civilistes occupent des fonctions dans les domaines du social et de la santé.
Ainsi, leur engagement pourrait s'inscrire dans le cadre d'un service citoyen. Et puis, de manière générale, on
constate que l'armée a tout de même des difficultés à atteindre les objectifs prévus dans le développement de
l'armée.
Il y a donc un contexte qui fait que ce postulat arrive à point nommé. Je le regrette, mais l'agenda est si, je dirai,
naturel, que l'on devrait rejeter la modification de la loi sur le service civil et attendre que l'étude du Conseil
fédéral aboutisse, puisqu'il souhaite mettre les choses à plat et voir si d'autres modèles que celui que nous
connaissons aujourd'hui pourraient être mis en oeuvre en Suisse, des modèles incluant les femmes et les
personnes bénéficiant d'un permis C. Cela permettrait de répondre aux attentes manifestées par les cantons,
tant dans la consultation relative à la révision de la loi sur la protection de la population et sur la protection civile
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que dans celle relative à la révision de la loi sur le service civil.
C'est donc un bon postulat. La volonté de réfléchir existe, et cela devrait nous conduire, chers collègues – je
le dis préventivement, en quelque sorte –, à se donner un peu de temps aussi pour le traitement de la révision
de la loi sur le service civil, à renoncer à ces mesures, et à pouvoir aboutir à une discussion sur les trois piliers:
protection civile, service civil et service militaire. Le but est d'être innovant et de répondre aux attentes de la
population.

Amherd Viola, Bundesrätin: Die Idee, die dem Postulat zugrunde liegt, ist nicht neu. Sie wurde bereits durch
die Studiengruppe Dienstpflichtsystem geprüft. Der Bundesrat diskutierte im Frühjahr 2017 den Bericht dieser
Studiengruppe. Damals kam er zum Schluss, dass eine allgemeine Dienstpflicht eine tiefgreifende Verände-
rung unseres Dienstpflichtsystems zur Folge hätte und sich nicht aufdränge. Eine solche Veränderung des
Systems würde eine Verfassungsrevision bedingen. Der Bundesrat wollte eine solche nicht anstossen, solan-
ge der Bedarf dafür nicht eindeutig ausgewiesen ist.
Auch die Beratungen des Berichtes in den Sicherheitspolitischen Kommissionen gingen in diese Richtung.
Hingegen sah sich der Bundesrat veranlasst, die Entwicklung der Bestände von Armee und Zivilschutz vertieft
zu analysieren. Mittlerweile hat sich bestätigt, dass es mit den Beständen von Zivilschutz und Armee nicht gut
bestellt ist. Das hat unterschiedliche Gründe. Die Armee verliert zu viele Angehörige aus medizinischen Grün-
den und wegen Abgängen in den Zivildienst, insbesondere nach der Einteilung in die Formationen. Abgänge
aus medizinischen Gründen konnten mit Anpassungen bei den Tauglichkeitskriterien reduziert werden. Aber
die Zahl der Abgänge in den Zivildienst ist nach wie vor zu hoch. Der Zivilschutz seinerseits hat wegen der
Anpassung der Tauglichkeitskriterien der Armee Verluste an Personal zu verzeichnen.
Wie dem Postulanten bereitet diese Entwicklung auch dem Bundesrat Sorgen. Er hat daher das VBS beauf-
tragt, in Zusammenarbeit mit dem WBF bis Ende 2020 die Entwicklung der Bestände, die Ursachen der Ver-
änderungen und die Auswirkungen zu analysieren und Vorschläge zu machen, wie die Bestände von Armee
und Zivilschutz qualitativ und quantitativ sichergestellt werden können. Ich möchte den Ergebnissen der Arbei-
ten nicht vorgreifen. Es kann aber sein, dass eine nachhaltige Verbesserung der Situation auch tiefgreifende
Anpassungen des Dienstpflichtsystems erfordern könnte, die über den Verfassungsrahmen hinausgehen. Ich
habe jedenfalls angeordnet, mögliche Lösungen offen anzugehen. Die Anliegen des Postulates werden wir
deshalb im Rahmen dieses Alimentierungsberichtes prüfen. Dadurch können neuste Erkenntnisse zu den Ent-
wicklungen der Bestände berücksichtigt und aktuelle Fragen des Dienstpflichtsystems – auch grundsätzlicher
und gesellschaftlicher Art – im Gesamtkontext analysiert werden.
Aus diesen Gründen beantragt Ihnen der Bundesrat, das Postulat anzunehmen.

Angenommen – Adopté
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